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lrtin Gabriel 
�rnimmt ANR 
ratoromamsche Nachrich
gentm: Agentura da 
Hads Rumantscha hat ihre 
ze neu bes�tzt. Der 52-
ige Martin Gabriel lost 
)rasident des Stiftungsrats 
Domenic Parolini ab. 

·. - Gabriel, bisher Vizeprasident 
tiftungsrat der ratoromanischen 
trichtenagentur Agentura da No
ls Rumantscha (ANR), leitet die 
tkanzlei in Ilanz, wie die ANR 
:rn mitteilte. Von 1988 bis 2006 
itete er als Radiojournalist für 
otelevisiun Svizra Rumantscha 
l). Jon Domenic Parolini, BDP
srat und langjahriger Gemeinde
dent von Scuol, gibt das Prasidi
!h. Er wurde im Mai in die Bünd
Regierung gewahlt. Ab Anfang 
sten Jahres amtet Parolini als 
swirtschaftsdirektor. Für den 
idenden Prasidenten in den Stif
srat gewahlt wurde CV P-Natio
tt Marfín Candinas. (s da) 

lsot unterstützt das 
chalpine Institut 
J t.- Die Gemeindeversammlung 
valsot hat am Mittwoch das Bud
�015 verabschiedet. Dieser sieht 
n Gewinn von 209 000 Franken 
bei Ausgaben von mehr als 9, 7 
onen Franken. Die Gemeinde 
t Investitionen in der Hõhe von 
r als zwei Millionen Franken. Zu 
grossen Projekten für 2015 ge
unter anderem der neue Veloweg 
r von Vinadi bis zur õsterrei
hen Grenze verlaufen soll. Mit 
Stimmen hat die Gemeindever

nlung schliesslich entschieden, 
Anteil von 75 400 Franken der 
,einde Valsot an den Unterstüt
:sbeitrag für das Hochalpine In
t F tan beizutragen. Insgesamt will 
•ro Engiadina Bassa einen Kredit 
600 000 Franken in die Mittel

le investieren. (fh) 

meinde sistiert 
�kauf von Ruin e 
r s.- Di e auf Mittwoch angesetzte 
ttliche Versteigerung der Ruine 
la u in Zizers hat ni eh t stattgefun
AufWunsch des Gemeindeprasi
m und des Bürgerratsprasiden
ron Zizers wurde die Versteige
sistiert. So stand es am Mittwoch 
inem Inserat in der «Südost
eiz». Auf demselben Kanal war 
ersteigerung mit einem Mindest
bot von 10 000 Franken auch an
ndigt worden (Ausgabe vom · 
!Zernber). Wie Jochen Knobel, 
prasident Füpf Dõrfer, auf An
vou «suedostschweiz.ch» sagte,. 
e Versteigerung sistiert worden, 
an der Gemeindeversammlung 
< gegenüber dem geplanten Ver
geaussert worden war. «Es wird 
1ach einer Lõsung in Zizers ge
», so Knobel. Insgesamt hatten 
>ersonen Steigerungsunterlagen 
sen. (phw) 
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«IEirne nicht zu verkermende BenachteWgung»: Departementssekretarin Andrea Stadler und Regierungsrat Martin Jager erklaren Medienleuten, wieso die 

Fremdspracheninitiative ungültig ist. 
· 

Bild Olivia ltem 

D:i.e Bündner RegierUJlllg 
beantragt dem Grossen Rat, 
die Volk;sinitiative «N ur eine 
Fremdsprache :i.n der Pri.mar
schule» fur ungültig zu 
eddaren. Aus rechtlichen 
Erwagllllllgen. 

Von Ueli Handschin 

Chur.- Das Volksbegehren fordert,im 
kantonalen Schulgesetz sei festzu
schreiben, dass in der Primarschule 
nur eine Fremdsprache unterrichtet 
wird. In deutschsprachigen Regionen 
soll es Englisch sein, in romanisch
und italienischsprachigen Deutsch. 
Die Initiative wurde Ende November 
letzten Jahres mit 3709' gültigen Un
terschriften eingereicht. 

Diskriminiem1111g 
Die Annahme hatte zur Folge, dass 
Romanen urid Italienischbündner in 
der P:çirnarschule kein,Englisch lernen 
würden, die deutschsprachigen beim 
Übertritt in die Sekundarschule hin
gegen bereits drei Jahre lang Englisch
tÍnterricht genossen hatten. Das ware 
eine .«nicht zu verkennende Benach
teiligung» der Schülerinnen und 
Schüler der romanisch- und italie
nischsprachigen Regionen, also eine 
DiskrirninieruQg aufgrund der Spra
che, wie Regierungsrat Martin Jager 
gestern an einer Medienorientierung 
in Chur erlauterte. 

Die Regierung stützt ihre Einschat-

zung auf ein Gutachten des Juris.ten 
Bernhard Ehrenzeller, Ordinarius für 
õffentliches Re eh t· an d er l:Jniversitat 
St. Gallen. Fraglich ware laut Ehren
zeller auch, o b in.qer Fremdsprachen
ausbildung auf der Primarschulstufe 
noch der gleiche Qualitatsstandard 
gewiihrleistet und die erforderliche 
kantons- und landesweite Durchlas
sigkeit garantiert bliebe. 

l 

Vereitell.mg vo1111 Btmclesreclht 
Der Kanton ist verpflichtet, seinen 
Unterricht nach dem Harmonisie-

rungsstandard der anderen Kantone 
auszurichten. BeiAnnahi:ne der Initia
tive kõnnte er · dieser Pflicht nicht 
mehr nachk()mmen, wie Jager darleg
te. Gemass Sprachengesetz des Buu
des habl:m die mehrsprachigen Kan to-

, ne zúdem die Mehrsprachigkeit auf 
allen Unterrichtsstufen zu fordern, 
wofür Graubünden Finanzhilfen des 
Bundes erhalt. Die geforderte Neure
gelung des Fremdsprachenunterrichts 
würde zu einer «Vereitelung von 
Bundesrecht» führen und den Grund
satz der Bundestreue verletzen, wie 

Folgt ein Gegengutachten? 
Chur.- Die Pro Grigioni Italiana 
( PGI) zeigt si eh erfreut und bestatigt 
von der Botschaft der Regierung, di e 
Initiative sei für ungültig zu erkla
ren. Folge d er Grosse Rat dem An
trag, werde verhindert, dass der 
sprachliche und kulturelle Zusam

. menhalt im Kanton Schaden nehme, 
teilte die PGI mit. Die PGI hatte sel
ber ein Rechtsgutachten in Auftrag 
gegeben, das schonAnfang Juni vor
lag. Auch Adriano Previtali von der 
Qni Freiburg kommt zum Schluss, 
das Volksbegehren sei ungültig. Das 
Initiativkomitee erwagt, ein Gegen
gutachten in Auftrag zu geben, wie 
Georg Luzi, der Vorsitzende des Ko
rnitees, auf Anfrage ·bestatigte. Die 
Initianten fühlen si eh bestarkt durch 

den Umstand, dass die Frage auch 
beim landesweiten Dachverband · 
d er Lehrerinnen un d Lehrer sehr in�· 
tensiv diskutiert wird. �<Verloren ist · 
noch gar nichts», sagte Luzi .. 

Sandra Locher Benguerel; Vize
prasidentin des Verbandes Lehrper
sonen Graubünden, betont, · dass 
sich viele Fragen stellen, egal, o b di e 
Initiative fÜr gültig oder ungültig er- . 
klartwird.Auf nationaler Ebene ha
be das Thema Frühfremdsprachen 

. eine «wahnsinnige Dynamik» ent
wickelt, · sagte Locher Benguerel. 
Nun müsse es darum gehen, die 
Wirksarnkeit. des Unterrichts sorg
faltig zu evaluieren und abzuklaren, 
welche Anpassungen allenfalls not
wendig seien. (han) 

Departementssekretarin Andrea 
Stadler erlauterte. Schliesslich ver
stõsst die Initiative nach Überzeu
gung des GutaclÍters und der Regie
rup.g auch gegen die Kantonsverfas
surig. Die Gleichwertigkeit der drei 
Bündner Amts- und Landessprachen, 
di e in Artikel . 3 verankert ist, würde 
laut Ehrenzeller beeintrachtigt. 
Deutsch erhielte «einen rechtlichen 
und faktischen Vorrang im Kanton», 
schreibt der Jurist. Denn Italienisch 
würde in Deutschbünden hinter Eng-· 
lisch als erste und einzige Fremdspra
che auf Primarschulstufe gestellt. 

Delbatte im Apri� , 
Auch die Gemeinden kõnnten bei der 
Wahl der Schulsprache nitht mehr im 
erforderlichen Masse auf die her
kõmmlichen sprachlichen Minderhei
ten Rücksicht nehmen; hiess es ges-
. tern. Dies widerspreche den Bestim
mungen in der Kantonsverfassung 
über den Schutz und die Fõrderung 
der Minderheitensprachen. Die 
Fremdspracheninitiative steht laut 
dem Rechtsgutachten in offensichtli
chem Widerspruch zu der Bundes- als 
auch der Kantonsverfassung. Die Re
gierung teilt dieseAuffassung und be
antragt deshalb dem Grossen Rat, die 
Initiative für ungültig zu erklaren:Das 
Parlament 'wird darüber in der kom- . 
menden Aprilsession beraten. Folgt 
der Grosse Rat der Regierung, kõnnen 
die Initianten gegen die Ungültig
keitserldarung bis ans Bundesgericht 
rekurrieren. . · . ,,;g, 

Tandelin der operativen Gynãkologie 
linführung der Anãsthesie in der 
zin führte zu einer Zunahme der 

mutterentfernung bei Myomen in Kom
bination mit verstãrlcten Blutungen 

sere Ergebnisse für die meist ãlteren 
Patientinnen, die keine langen Spital-

das Spannungsfeld zwischen medizi

nisch rnõglichem (ein Aufenthalt) und 


